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nur der Gerichte, sondern auch anderer staatlicher Organe 
und Einrichtungen, gesellschaftlicher Organisationen, Betriebe 
und Arbeitskollektive sowie weiterer gesellschaftlicher 
Kräfte, die nach Beendigung und damit außerhalb des 
Strafverfahrens stattfinden.

Eigenständigkeit und Charakter des Rechts 
der Strafenverwirklichung

Die Regelung der Verwirklichung der Strafen (ohne und mit 
Freiheitsentzug) hat sich inzwischen auch zu einer eigen­
ständigen rechtlichen Materie entwickelt. Das ist ein Aus­
druck dafür, daß die Strafenverwirklichung als spezifischer 
gesellschaftlicher Prozeß auch spezifische rechtliche Grund­
lagen hat. Es gibt eigene Zuständigkeiten für die Verwirk­
lichung der Strafen sowie Möglichkeiten und rechtliche 
Formen, im Interesse einer effektiven Verwirklichung der 
Strafen Entscheidungen zu treffen. Die Strafenverwirklichung 
ist zu einem eigenen Gegenstand rechtlicher Regelungen 
geworden (insb. im StGB, in der StPO, im Strafvollzugsgesetz 
und im Wiedereingliederungsgesetz). Diese Entwicklung 
widerspiegelt sich auch darin, daß die Verwirklichung der 
Strafen zu einem erheblichen Teil in besonderen Rechtsakten 
(z. B. im Strafvollzugsgesetz) geregelt ist. Wegen der Kom­
plexität der dabei zu gestaltenden gesellschaftlichen Verhält­
nisse und ihrer Verflechtung mit mannigfachen gesellschaft­
lichen Beziehungen geht ihre Regelung weit über das Straf­
recht und das Strafprozeßrecht hinaus. Das Recht der Strafen­
verwirklichung hat sich zu einer eigenständigen rechtlichen 
Materie entwickelt. Es muß zu einem speziellen Gegenstand 
wissenschaftlicher Forschung und Lehre sowie der Gesetzge­
bung werden.10 11

Notwendigkeit einer komplexen rechtlichen Neuregelung 
der Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug

Das zur Zeit geltende Recht der Verwirklichung der Strafen 
ohne Freiheitsentzug, wie es sich historisch herausgebildet 
hat, entspricht nicht mehr der gesellschaftlichen Entwicklung 
und den theoretischen Erkenntnissen zur Verwirklichung der 
Strafen. Es gibt keine geschlossene, den Gesamtprozeß der 
Verwirklichung umfassende Regelung. Die derzeitigen 
Normen erfassen nur einzelne Seiten, nicht aber den Verwirk­
lichungsprozeß als Ganzes.

Die Strafen ohne Freiheitsentzug (insb. die Verurteilung 
auf Bewährung und die Geldstrafe) haben in der Strafrechts­
pflege der DDR seit vielen Jahren eine große Bedeutung. 
Der Anteil der Verurteilung auf Bewährung und der Geld­
strafe an den gerichtlichen Verurteilungen betrug in den 
Jahren 1980 bis 1988 durchschnittlich 57 Prozent. Dabei ent­
fielen allein auf die Verurteilung auf Bewährung etwa 
34 Prozent. Sie ist damit die am häufigsten angewendete 
Strafe ohne Freiheitsentzug.11 Hinzu kommen Zusatzstrafen, 
die ihrem Wesen nach ebenfalls Strafen ohne Freiheitsentzug 
sind. Sie wurden bei über 20 Prozent der Verurteilten ausge­
sprochen. Dabei dominierten die Geldstrafe und der Entzug 
der Fahrerlaubnis.12

Die Wirksamkeit der Strafen ohne Freiheitsentzug hängt 
außer von ihrem richtigen Ausspruch und — was die Ver­
urteilung auf Bewährung betrifft — ihrer differenzierten 
Ausgestaltung vor allem von ihrer zügigen und konsequenten 
Verwirklichung ab. Dieser hohe Stellenwert der Verwirk­
lichung für die Durchsetzung der Strafzwecke in ihrer Einheit 
von Schutz, Erziehung und Vorbeugung erfordert große An­
strengungen der für die Verwirklichung zuständigen staat­
lichen Organe (§ 339 Abs. 1 StPO) und der zur Mitwirkung 
hieran verpflichteten Leiter der Betriebe, staatlicher Organe 
und Einrichtungen,' Vorstände der Genossenschaften, Leitun­
gen gesellschaftlicher Organisationen, gesellschaftlichen Kol­
lektive und anderen gesellschaftlichen Kräfte (§§ 31, 32'StGB; 
§ 342 Abs. 1 StPO). Diese Tatsache stellt zugleich hohe An­
sprüche an die entsprechende Rechtsetzung.

Im Unterschied zu den Strafen mit Freiheitsentzug, 
deren Vollzug seit 1968 im Strafvollzugsgesetz zusammen­
fassend normiert ist13, fehlt es bis jetzt an einer komplexen 
Regelung der Verwirklichung der Strafen ohne Freiheits­
entzug. Die entsprechenden Bestimmungen befinden sich 
gegenwärtig in verschiedenen Gesetzen und anderen Rechts­
vorschriften, insb. im Strafgesetzbuch14, in der Strafprozeß­
ordnung15 und in der 1. DB zur StPO.16 Verschiedene bedeut­
same Fragen werden auch in zentralen Leitungsdokumenten17 
behandelt. Zu wichtigen Problemen (z. B. den Aufgaben und 
Grundsätzen der Verwirklichung dieser Strafen sowie der 
Rechtsstellung der staatlichen Organe und Bürger im Ver­
wirklichungsprozeß) fehlen gesetzliche Regelungen. Diese

Situation mindert die Wirksamkeit der Strafenverwirk­
lichung, die ein wichtiges Stadium der Durchsetzung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist. Die gesellschaftlichen 
Erfordernisse der weiteren Zurückdrängung der Kriminalität 
verlangen auch insoweit, die Rechtsordnung zu vervollkomm­
nen.

Ziel der Neuregelung: Vervollkommnung des Rechts 
der Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug

Die umfassende und einheitliche Regelung der Verwirklichung 
soll spürbar zu einer höheren Qualität und Wirksamkeit der 
Strafen ohne Freiheitsentzug beitragen. Zugleich soll ange­
strebt werden, daß auch die Bedeutung der Zusatzstrafen als 
strafrechtliche Mittel zur Verstärkung der Wirksamkeit der 
Hauptstrafen sowie bei der Bekämpfung der Kriminalität 
und der Verhütung erneuter Straffälligkeit wächst. Mit der 
effektiveren Verwirklichung der Strafen ohne Freiheitsentzug 
soll deren Rolle als Alternative zu den Strafen mit Freiheits­
entzug erhöht werden. Auch auf diese Weise soll der Trend 
des Rückgangs der Strafen ohne Freiheitsentzug aufgehalten 
und ihr Anwendungsbereich soweit als möglich ausgebaut 
werden. Die Neugestaltung soll die Regelungen insgesamt auf 
ein höheres Niveau heben und Gesetzlichkeit und Rechts­
sicherheit auf einem wichtigen Gebiet der Strafrechtspflege 
festigen und weiterentwickeln.

Bei der rechtlichen Neuregelung der Verwirklichung der 
Strafen ohne Freiheitsentzug sind auch die neuen theoreti­
schen Erkenntnisse über das Wesen der Strafen Verwirk­
lichung und die darin eingeschlossenen gesellschaftlichen 
Prozesse sowie über das Wechselverhältnis von Strafenver­
wirklichung und Strafverfahren auszuwerten und in recht­
liche Regelungen umzusetzen. Diese Neuregelung bedeutet 
demzufolge, komplexe, gut überschaubare gesetzliche Bestim­
mungen für diesen wichtigen Bereich der Strafrechtspflege zu 
schaffen. Dabei ist Bewährtes zu übernehmen, sind die 
Erfahrungen in der Rechtspraxis zu verallgemeinern und die 
neuen Erkenntnisse der Strafprozeßrechtswissenschaft18 
weiterzuentwickeln.

Konzeptionelle Lösung der Gesetzgebungsaufgabe

Bei den vorbereitenden Arbeiten zur Neufassung stellt sich 
die Frage, ob die Bestimmungen zur Verwirklichung der 
Strafen ohne Freiheitsentzug künftig noch im Rahmen der 
Strafprozeßordnung zu konzipieren sind oder ob sie eine 
gesonderte Kodifikation erfordern. Die oben dargestellten 
Überlegungen über Inhalt und Wesen der Strafenverwirk-

10 Vgl. auch Strafrecht der DDR, Lehrbuch. Berlin 1988, S. 124.
11 Allerdings wurde die Anwendung der Strafen ohne Freiheitsent­

zug (ö. FE) in den zurückliegenden Jahren zugunsten der Stra­
fen mit Freiheitsentzug (m. FE) teilweise merklich eingeschränkt. 
Die Zahl der registrierten Straftaten verringerte sich z. B. im 
vergleich von 1971 zu 1988 um 8 Prozent, deren Häufigkeitszahl 
pro 100 000 Einwohner um etwa 6 Prozent, die der ermittelten 
Täter um ca. 15 Pfozent und die der Verurteilten um rund 
13 Prozent. Die Verurteilungen auf Bewährung gingen nur um 
7 Prozent, die Geldstrafen dagegen um etwa 41 Prozent zurück. 
Demgegenüber wuchs die Zahl der Strafen m. FE um etwas mehr 
als 5 Prozent. Ihr Anteil an den Verurteilten betrug 1971 36 Prozent 
und 1988 43,7 Prozent. Der Anteil der Strafen o. FE sank von rund 
64 Prozent auf 56,4 Prozent. Hinzu kommt, daß bei etwa jeder 
fünften Verurteilung auf Bewährung der Vollzug der angedroh­
ten Freiheitsstrafe angeordnet wurde. Folglich machten Strafen 
m. FE am Ende mehr als die Hälfte der zu verwirklichenden 
Strafen aus. Die Zahlen von 1989 signalisieren einen entgegen­
gesetzten Trend: 68,6 Prozent Strafen o. FE und 31,4 Prozent 
Strafen m. FE. Die Ursachen für diese Schwankungen bedürfen 
einer gründlichen Analyse.

12 In den Jahren 1980 bis 1988 betrug der durchschnittliche Anteil 
der Zusatzstrafen an gerichtlichen Verurteilungen bei Geldstrafe 
12,5 Prozent, Aufenthaltsbeschränkung 0,7 Prozent, Fahrerlaub­
nisentzug 7,3 Prozent sowie Tätigkeitsverbot und Entzug anderer 
Erlaubnisse 0,2 Prozent (die letzte Zahl bezieht sich nur auf die 
Jahre 1983 bis 1988).

13 Seit dem 5. Mai 1977 gelten das Gesetz über den Vollzug der Stra­
fen mit Freiheitsentzug (Strafvollzugsgesetz) — StVG — vom 
7. April 1977 (GB1. I Nr. 11 S. 109) sowie die 1. und 2. DB zum 
StVG vom gleichen Datum (GBl. I Nr. 11 S. 118 und S. 123). Sie 
sind an die Stelle des Strafvollzugs- und Wiedereingliederungs­
gesetzes vom 12. Januar 1968 (GBl. I Nr. 3 S. 109) in der Neufas­
sung vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 1975 Nr. 5 S. 109) und der 
І. DB zum SVWG vom 25. März 1975 (GBl. I Nr. 17 S. 313) getreten.

14 Vgl. z. B. §§ 30 Abs. 3, 32, 33 Abs. 1, 34 Abs. 1, 35, 36 Abs. 1 und 3, 
39 Abs.3 bis 6, 41 Abs. 2, 45, 46, 65 Abs. 3 und 77 StGB.

15 Vgl. das 8. Kapitel der StPO (§§ 338 bis 361).
16 Die 1. DB zur StPO ist vom 20. März 1975 (GBlrl Nr. 15 S. 285) 

und gilt i. d. F. der ÄnderungsAO vom 27. Juli 1979 (GBl. I Nr. 23 
S. 224).

17 Vgl. Fußnote 7.
18 Vgl. dazu auch E. Buchholz, „Persönliche Freiheit und Verwirk­

lichung strafrechtlicher Verantwortlichkeit“, NJ 1989, Heft 9, 
S. 355 ff. (357 f.); A.-M. Arnold/I. Blaschke, „Differenzierte Ge­
staltung des Bewährungs- und Wiedereingliederungsprozesses 
bei integrationsgestörten Tätern“, NJ 1989, Heft 11, S. 444 ff.


